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I/B  Äußerungen im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und 
 sonstigen Träger öffentlicher Belange 

I/B 1: Geologischer Dienst NRW vom 16.08.2018 
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I/B 1.1: Änderung der Äußerung vom 16.08.2018 durch Herrn Dr. Miara mit Datum vom 
26.09.2018 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Boden: 
 
Die Informationen wurden in die Begründung aufgenommen/in der Begründung in Teil -B 
Umweltbelange Kap. 1.2 „Boden“ ergänzt.  
 
Die Bodeneinheit im Plangebiet wird als L4906-B741 klassifiziert, was dem Bodentyp 
Braunerde entspricht. Gemäß der genannten Charakteristika für die Böden dieses 
Landschaftsraumes sind die Hauptbestandteile des Oberbodens ebenfalls lehmig-sandig. 
Der Boden weist eine mittlere nutzbare Feldkapazität auf und unterliegt keinem Einfluss von 
Grund- und Stauwasser. 
 
Wasser: 
Zu a) 
Die Informationen wurden in die Begründung aufgenommen/in der Begründung ergänzt.  
 
Im Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes sind keine 
Oberflächengewässer, Siepen, Quellen oder Brunnen des Wasserschutzgebietes 
vorhanden.  
 
Zu b) 
Das Plangebiet liegt innerhalb des Wasserschutzgebietes Leverkusen-Hitdorf in der 
Wasserschutzzone III. Das Plangebiet befindet sich somit im Einflussbereich der 
Wassergewinnungsanlage der CURRENTA (ehemals Bayer AG Leverkusen). 
Die Schutzbedürftigkeit/Schutzfähigkeit des Schutzgutes Wasser wird in der Begründung in 
Teil B, Kap. 1.3 „Wasser“, sowie in den textlichen Festsetzungen zum Bebauungsplan als 
nachrichtliche Übernahme (Wasserschutzzone) aufgeführt. 
Ein Gutachten zur Versickerungsfähigkeit von Niederschlagswasser liegt vor und wird in der 
Begründung unter Kap. 4.5.5 sowie unter I. Bauplanungsrechtliche Festsetzungen Kap. 4 
näher erläutert. Zudem wird der Umgang zur Entwässerung und Beseitigung von 
Niederschlagswasser als Hinweis in den textlichen Festsetzungen zum Bebauungsplan 
aufgeführt.  
Ein Auszug aus dem Grundwasserkataster der Unteren Wasserbehörde vom 27.08.2018 für 
die Messstellen SW0026, SW0116 sowie SW0215 erteilt geforderte Auskünfte und dient als 
Berechnungsgrundlage.  
 
Zu c) 
Die Informationen bezüglich des hydrogeologischen Aufbaus wurden in die Begründung 
aufgenommen / in der Begründung ergänzt in Teil B, Kap. 1.3 „Wasser“.  
Während der Außenarbeiten im Rahmen des hydrogeologischen Berichtes wurde bis zu 
Bohrendtiefe bei 37,61 mNHN kein freies Grund- oder Schichtwasser angetroffen. 
 
Zu den Hinweisen:  
 
Dem Investor wird mitgeteilt, dass mit dem Oberboden entsprechend § 202 BauGB zu 
verfahren ist. Mutterboden, der bei der Errichtung und Änderung baulicher Anlagen sowie bei 
wesentlichen anderen Veränderungen der Erdoberfläche ausgehoben wird, ist demnach in 
nutzbarem Zustand zu erhalten und vor Vernichtung oder Vergeudung zu schützen. Diese 
Vorgabe wird auch im Durchführungsvertrag nochmals benannt. 
 
Das Stadtgebiet Leverkusen befindet sich in der Erdbebenzone 1 sowie zur 
Untergrundklasse T gemäß der Karte der Erdbebenzonen und geologischen Unterklassen 
der BRD 1:350.000, Karte zu DIN 4149:2005. Diese Information wurde in die Begründung 
sowie unter „Hinweise“ in die textlichen Festsetzungen aufgenommen. 
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Das Anliegen wurde geprüft. Das unbelastete Niederschlagswasser der Dachflächen kann 
über Rohrrigolen auf dem Grundstück versickert und dem Grundwasserleiter so wieder 
zugeführt werden. Die befestigten Flächen der Feuerwehrumfahrt können darüber hinaus 
seitlich über die belebte Bodenzone ebenfalls versickern. Dieses wurde  als „Hinweis“ zum 
Bebauungsplan berücksichtigt. 
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
 
Der Äußerung zum Thema Boden wird gefolgt und eine detaillierte Darstellung in die 
Begründung aufgenommen. 
 
Der Äußerung zum Thema Wasser wird gefolgt und, sofern im Geltungsbereich vorhanden, 
in die Begründung aufgenommen.  
 
Zur Berücksichtigung der wasserrechtlichen Belange des Vorhabens „Gewerbebetriebe: 
Druckerei und Spedition“ wird dem Vorhabenträger mitgeteilt, eine wasserrechtliche 
Genehmigung zum Bau und Betrieb der Anlagen bei der Untere Wasserbehörde der Stadt 
Leverkusen (UWB) einzuholen.  
Die Äußerung zu dem Auskunftssystem „Gefährdungspotential des Untergrundes in 
Nordrhein-Westfalen“ wird zur Kenntnis genommen. 
 
Der Äußerung mit der Überschrift „Hinweis“ wird gefolgt. Der Hinweis bezüglich 
Erdbebengefährdung wird in die Begründung und Hinweise übernommen. 
 
Der Äußerung zur Versickerung wird gefolgt sowie das Thema zur Entwässerung und 
Beseitigung von Niederschlagswasser als „Hinweis“ zum Bebauungsplan berücksichtigt. 
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I/B 2: AVEA GmbH & Co. KG vom 24.08.2018 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Behältergrößen und Abfuhrrhythmen: 
 
Die Größe der Behälter für die Abfallentsorgung sowie der Bedarf ist nicht Teil eines 
Bauleitplanverfahrens.  
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und im Rahmen der Ausführungsplanung 
beachtet. 
 
Behälterstellplätze und Transportwege: 
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Vor dem Hintergrund, dass hier auch wassergefährdende Stoffe entsorgt werden, ist im 
Rahmen des Durchführungsvertrages detaillierter auf das Thema Behälter und Entsorgung 
einzugehen. 
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
 
Die Äußerung wird insgesamt zur Kenntnis genommen, das Thema Entsorgung wird mit der 
AVEA näher abgestimmt und Regelungen hierzu im Rahmen des Durchführungsvertrages 
getroffen. 
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I/B 3: Bezirksregierung Arnsberg, Abteilung Bergbau und Energie NRW vom 
03.08.2018 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Es liegt keine Betroffenheit vor. 
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
 
Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen. 
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I/B 4: Bezirksregierung Köln Verkehrsdezernat vom 15.08.2018 
 

 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Es liegen keine Bedenken zur Planung vor. 
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
 
Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen.  
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I/B 5: E-Plus Service GmbH vom 13.08.2018 und 03.09.2018 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Die neu zu errichtenden Hallen haben eine maximale Höhe inklusive Aufbauten von 15,50 m 
und erreichen somit nicht die Bauhöhenbeschränkung von 45 m. 
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. 
Die im Weiteren gegebenen Hinweise insbesondere zu Vorgaben für Kräne in der Bauphase, 
werden zur Kenntnis genommen und dem Investor zur Beachtung zugeleitet. 
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I/B 6: Energieversorgung Leverkusen GmbH & Co. KG vom 09.08.2018 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Gas/Wasser: 
Das Plangebiet liegt innerhalb des Wasserschutzgebietes Leverkusen-Hitdorf in der 
Wasserschutzzone III. Das Plangebiet befindet sich somit im Einflussbereich der 
Wassergewinnungsanlage der CURRENTA (ehemals Bayer AG Leverkusen). Die 
Schutzbedürftigkeit/Schutzfähigkeit des Schutzgutes Wasser wird in der Begründung in Teil 
B, Kap. 1.3 „Wasser“, sowie in den textlichen Festsetzungen zum Bebauungsplan als 
nachrichtliche Übernahme (Wasserschutzzone) aufgeführt. 
 
Allgemein: 
Die Hinweise werden, soweit erforderlich, im Rahmen der Ausführungsplanung beachtet.  
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Die Äußerungen werden zu Kenntnis genommen. Die Lage im Wasserschutzgebiet wird im 
Rahmen der Planung berücksichtigt. Hierzu wird dem Vorhabenträger mitgeteilt, eine 
wasserrechtliche Genehmigung zum Bau und Betrieb der Anlagen (Druckerei und Spedition) 
bei der Untere Wasserbehörde der Stadt Leverkusen (UWB) einzuholen. 
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I/B 7: GASCADE Gastransport GmbH vom 20.08.2018 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Externe Flächen werden im Rahmen dieses Bebauungsplanverfahrens nicht herangezogen. 
 
Der GASCADE Gastransport GmbH wird am weiteren Verfahren beteiligt. 
 
Weitere Leitungsauskünfte wurden eingeholt. 
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
 
Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen. 
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I/B 8: LVR-Amt für Bodendenkmalpflege im Rheinland vom 20.08.2018 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Es wird als Hinweis im Bebauungsplan aufgenommen, dass bei Bodenbewegungen 
auftretende archäologische Funde und Befunde der Gemeinde nach § 15 
Denkmalschutzgesetz NRW (DSchG) als Untere Denkmalbehörde oder dem LVR-Amt für 
Bodendenkmalpflege im Rheinland, Außenstelle Overath, Gut Eichthal, 51491 Overath, Tel.: 
02206/9030-0 Fax: 02206/9030-22, unverzüglich zu melden sind. Bodendenkmal und 
Fundstelle sind zunächst unverändert zu erhalten (§ 16 DSchG). Die Weisung des LVR-
Amtes für Bodendenkmalpflege für den Fortgang der Arbeiten ist abzuwarten. 
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
 
Der Äußerung wird gefolgt. 
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I/B 9: Bezirksregierung Köln – Dezernat 54 – Wasserwirtschaft, Gewässerschutz vom 
13.08.2018 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 

Die Wasserschutzzone III des Wasserschutzgesetzes Leverkusen-Hitdorf wird beachtet, 

beispielsweise indem der Betrieb einer LAU-Anlage (Anlagen zum Lagern, Abfüllen und 

Umschlagen) außerhalb der Wasserschutzzone III erfolgt und die Druckerei lediglich täglich 

beziehungsweise chargenweise Zulieferungen erfährt. Ein Gefährdungspotential besteht bei 

dieser Vorgehensweise nicht. Erläuterungen hierzu wurden in die Begründung unter Teil B, 

Kap. 1.3 „Wasser“, aufgenommen. 

Bei der Planung von technischen Vorsorgeeinrichtungen sind die Auswirkungen von 
aufsteigendem Grundwasser sowie einer Überflutung zu berücksichtigen. Grundsätzlich ist 
ein Versagen der Hochwasserschutzanlagen aufgrund einer Beschädigung, eines Bruches 
oder durch Überströmung nicht auszuschließen, was folglich auch das Plangebiet betreffen 
kann. Gemäß DIN 1986/100 ist für das Grundstück ein Überflutungsnachweis zu führen. 
Hiernach ergibt sich ein erforderliches Auffangvolumen von ca. 927 m³ 
Niederschlagswasser. Das erforderliche Volumen kann in den Tiefpunkten der 
Verkehrsflächen nachgewiesen werden, die schadlos überstaut werden dürfen. Das 
Rückhalten von Niederschlagswasser wird erforderlich, weil es im Fall von 
Hochwasserereignissen nicht abgeleitet werden kann und auf dem eigenen Grundstück 
zurückgehalten werden muss. 
 
Keine Betroffenheit, die Hinweise werden beachtet. 
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
 
Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen.  
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I/B 10: Landesbetrieb Straßenbau NRW Regionalniederlassung Rhein-Berg vom 
16.08.2018 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Zu 1.: 
 
Die Anbaubeschränkungszone, gemessen in einer Entfernung von 100 m vom äußeren 
Fahrbahnrand, wurde zeichnerisch in die Planzeichnung aufgenommen. Zusätzlich wurde im 
Bebauungsplan unter den nachrichtlichen Übernahmen der Umgang mit der 
Anbaubeschränkungszone aufgeführt. 
 
Zu 2.: 
 
Das Plangebiet liegt außerhalb der 40 m-Schutzzone. 
 
Zu 3.: 
 
Die Hinweise zur Beschaffenheit der baulichen Anlagen werden beachtet, sodass 
Störungsfreiheit der Sicherheit und Leichtigkeit des Autobahnverkehres gewährleistet ist. 
Die Hinweise hinter 3 b zu Beleuchtungslagen etc. werden im Durchführungsvertrag näher 
geregelt. 
Die Hinweise zu 3 c sind in den Festsetzungen zu Werbeanlagen berücksichtigt. 
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Zu 4.: 
 
Keine Betroffenheit. 
 
Zu 5.: 
 
Die Hinweise werden beachtet, bei Erforderlichkeit wird die Zustimmung der 
Straßenbauverwaltung eingeholt. 
 
Zu 6.: Mögliche Verpflichtungen aus dem Immissionsschutz gehen zu Lasten des 
Vorhabenträgers. Sollten im Rahmen der Errichtung des Vorhabens 
immissionsschutzrechtliche Auflagen entstehen, sind diese vom Vorhabenträger umzusetzen 
und auch von diesem finanziell zu tragen. Dies wird im Durchführungsvertrag aufgenommen. 
 
Zu 7.: Entwässerungseinrichtungen der BAB werden im Rahmen der Planung nicht 
verändert. 
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
 
Den Äußerungen Nr. 1, 3 und 6 wird gefolgt. 
 
Die Äußerungen Nr. 4, 5 und 7 wurden zur Kenntnis genommen. 
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I/B 11: Vodafone GmbH/Vodafone Kabel Deutschland GmbH vom 23.08.2018 
 

 
 
 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Es liegen keine Einwände vor. 
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
 
Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen.  
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I/B 12: Industrie- und Handelskammer zu Köln Geschäftsstelle zu Leverkusen/Rhein-
Berg vom 24.08.2018 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Es liegen keine Bedenken vor. 
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
 
Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen.  
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I/B 13: NABU Stadtverband Leverkusen, BUND und LNU vom 24.08.2018 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Zu 1.: 
 
Zu Versiegelungen: 
Die vorliegende Planung folgt dem Grundsatz der Nachverdichtung des beplanten 
Innenbereiches und knüpft an die Bodenschutzklausel des § 1a Abs. 2 S. 1 BauGB an, 
womit aufgrund der Flächeneinsparung eindeutig der Vorzug gegenüber einer Planung auf 
der „grünen Wiese“ zu geben ist. Eine bereits gewerblich genutzte, im derzeit rechtskräftigen 
Bebauungsplan als Gewerbegebiet ausgewiesene und in direkter Nachbarschaft zu einer 
Bundesautobahn gelegene Fläche ist somit durchaus geeignet für die hier angestrebte 
Nutzung. Hinsichtlich der Bodenversiegelung tritt mit Planumsetzung sogar eine 
Verbesserung zur derzeitigen Festsetzung der GRZ ein. Derzeit ist gemäß BauNVO 1977 
eine Versiegelung mit Hochbauten von 80 % und für sonstige Verkehrsflächen bis zu 100 % 
zulässig. Künftig erfährt der vorhabenbezogene Bebauungsplan eine Deckelung der GRZ 
von 0,9. Es sind somit max. 90 % versiegelbar. Die Festsetzung von extensiver 
Dachbegrünung auf mind. 50 % der Dachflächen (s. textl. Festsetzungsziffer I.5.3) mildert 
zudem die Versiegelung. Dem Einwand zur Reduktion des Grades der Nutzung der Flächen 
in Leverkusen und der ökologischen Aufwertung wird somit im Vergleich zur rechtskräftigen 
Planung entsprochen. 
 
Die Entscheidung zur Überbauung der Fläche parallel zum Rhein und zur Rheinaue ist 
ursächlich auf die Ausweisung von Baugrenzen des rechtskräftigen Bebauungsplanes  
Nr. 80/I zurückzuführen und somit planungsrechtlich bereits abgewogen. Der geplante 
Baukörper überschreitet die bisherigen Baugrenzen im Süden lediglich zwischen  
10 – 16,5 m. Dagegen bleibt die Baugrenze im Südwesten um 14 m unterschritten. 
 
Zu Barriere und Luftaustausch: 
Die Wirkung des Gebäudes als optische Sperre wird durch den Erhalt des privaten 
Grünstreifens, die Einzelbaumpflanzungen sowie die Anlage von Fassadengrün im ohnehin 
durch Gewerbebauten bestandenen Areal deutlich gemindert. Die Durchführung der Planung 
wird das derzeitige Ortsbild geringfügig verändern. Großflächige Gewerbe- und 
Industriegebäude, wie die geplante Hallenerweiterung, sind in der Umgebung typisch, 
sodass es bezüglich der Gebäudehöhe, der äußeren Erscheinung sowie den 
Grundstücksflächen den bereits vorhandenen Gebäuden gleicht. Hinsichtlich der geplanten 
Maßnahmen zur Fassadenbegrünung und der Begrünung entlang des Fuß- und Radweges 
werden Maßnahmen getroffen, die dem Einfügen in das Landschaftsbild entsprechen. Einem 
städtebaulichen und hinsichtlich des Stadt- und Landschaftsbildes qualitativ hochwertige 
Situation in Nachbarschaft zum Rhein und seiner Freiraumbereiche wird hierdurch 
entsprochen. 
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Durch das Bauvorhaben erfolgt zudem keine Einengung der Luftleitbahn „Rhein und 
Rheinaue“ – sowohl östlich als auch westlich reichen Wohn- und Gewerbebebauungen 
deutlich näher an diesen klimatologisch überregional bedeutenden Korridor (siehe 
nachfolgende Abbildung - im Westen z. B. Gewerbe Rheinuferstraße und Wohnbebauung 
Hitdorf/im Osten Wohnbebauung Rheindorf, BAB 59 und Halde an BAB 59) heran. Im 
Westen im Bereich der Bestandsscheune tritt die Baugrenze auf einer Breite von 50 m etwa 
14 m hinter die im Bebauungsplan Nr. 80/I festgesetzte zurück, im mittleren Bereich 
überschreitet die neu festzusetzende Baugrenze die Bestehende um 16,50 m auf einer 
Länge von 74 m und im Osten kommt es im Vergleich zur derzeit rechtsgültigen Baugrenze 
um eine Veränderung von 10 m. Insgesamt wird das Baufenster im Süden lediglich um  
1.100 m² erweitert. 
 
Wenn Kaltluftentstehungsgebiete im Einzugsbereich von Tälern und Hangeinschnitten 
liegen, die zu einer Siedlung führen, sind damit die natürlichen Bahnen der Zufuhr frischer 
Kaltluft vorgegeben, da die kühlere Luft stets zu den tieferen Stellen des Geländes fließt. Die 
Intensität hängt von der Größe des Einzugsgebietes, der Hangneigung, der Weite der Täler 
und der Hindernisfreiheit ab. Saubere Frischluft kann durch lokale Luftströme aber nur dann 
herangeführt werden, wenn die Natur in der Umgebung und in den größeren Parkanlagen 
der Städte noch intakt und durch Schadstoffe nicht übermäßig vorbelastet ist. Die hier nicht 
unerhebliche Belastung durch die Rheinschifffahrt wird durch die Emissionen der östlich 
angrenzenden BAB A 59 noch verstärkt, sodass ein qualitativer Luftaustausch ohnehin nicht 
stattfindet. 
 
(Siehe hierzu die fachgutachterliche Stellungnahme zu Klimabelangen, Büro für 
Freiraumplanung (09/2018)). 
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Zu ökologischer Aufwertung: 
Im IST Bestand wird die gesamte Fläche von verhältnismäßig geringwertigen Biotoptypen 
dominiert. Im Norden der Fläche befindet sich eine hochfrequent gepflegte Trittrasenfläche, 
im Süden eine ebenfalls jährlich bis zweijährig gepflegte (Mähvorgang) Ruderalfläche. 
Bäume oder größere Gehölzbestände sind im Bereich der zu überbauenden Fläche kaum 
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vorhanden. Die Qualität dieser Flächen bezüglich des „Beitrages zum aktuellen 
Freilandklima“ als „Klima-Entlastungsgebiet“ ist mithin als „gering“ einzustufen.  
 
Diesbezüglich deutlich höherwertig ist dem hingegen die Bedeutung des Grünzuges (etwa 
10,00 m breite Fläche aus heimischen Bäumen und Gehölzen) an der Südgrenze des 
Geländes parallel zum Geh-/Radweg Wiesenstraße/Unterstraße. Diese Heckenstruktur bleibt 
planungsrechtlich jedoch als solche erhalten und kann weiterhin einen wichtigen Beitrag zur 
Verbesserung des Freilandklimas erfüllen. Auch für die Bauzeit wurden Schutzmaßnahmen 
für die Fläche festgesetzt (siehe z.B. Artenschutzrechtliche Prüfung I, Büro für 
Freiraumplanung).  
 
Zur Kompensation der überbauten Grünfläche werden im Bebauungsplan folgende 
Maßnahmen festgesetzt bzw. gestattet: 

 Eine Fassadenbegrünung von ca. 1.500 m² Fläche an den drei von der Rheinaue 
einsehbaren Fassadenseiten  

 11 Einzelbäume werden als Bepflanzung im Außenbereich festgesetzt. 

 Ergänzung der privaten Grünfläche um ca. 100 m². 

 10 % der 1,93 ha-Fläche für Gewerbebetriebe Spedition und Druckerei werden 
bepflanzt. Bei einer GRZ von 0,9 ergibt dies 1.930 m² Bepflanzungen. 

 Dachbegrünung auf mindestens 50 % der Dachflächen 

 Nistkästen zugunsten des Feldsperlings 
 
Zu 2a: 
 
Eine Detailplanung zu Baustoffen wird im Rahmen eines Bauleitplanverfahrens nicht 
vorgenommen, da die Festsetzung von Materialien die Verhältnismäßigkeit der 
planungsrechtlichen Festsetzungen gegenüber dem Vorhabenträger übersteigt. Die 
Hinweise werden zur Kenntnis genommen und im Rahmen der Genehmigungsplanung 
geprüft. 
 
Zu 2a Photovoltaikanlagen: 
 
Für die Dachflächen werden im Bebauungsplan Festsetzungen zu extensiven 
Dachbegrünungen getroffen. Die Errichtung von Anlagen zur Nutzung solarer 
Strahlungsenergie ist grundsätzlich möglich, dieses kann mit einer Reduzierung der 
begrünten Dachfläche verbunden sein. Zu Photovoltaikanlagen erfolgen Regelungen in dem 
mit dem Vorhabenträger abzustimmenden Durchführungsvertrag. Nach wirtschaftlichen 
Erwägungen wird seitens des Vorhabenträgers eine Entscheidung bezüglich der Anlage von 
Photovoltaikanlagen getroffen. 
 
Zu 2b: 
 
Der Äußerung wird teilweise gefolgt. In den textlichen Festsetzungen wurde die 
Fassadenbegrünung wie folgt aufgenommen:  
Die Fassaden, die von den Rheinauen sichtbar sind (alle 3 Seiten) sind mit 
Rankgitterelementen in voller Höhe und Breite auszustatten (Gitter- oder netzförmige 
Konstruktion für Ranker) und mit geeigneten, hochrankenden Rankpflanzen dauerhaft zu 
begrünen. 
Im Bereich der Druckerei Edelmann ist die grüne Fassade bis kurz unter die waagerechten 
Belichtungsfenster zu führen. 
Hiervon ausgenommen sind die Anlieferungstore, die bauordnungsrechtlich erforderlichen 
Fluchttüren und Fluchttreppenhäuser sowie Werbeanlagen und Lüftungseinrichtungen. 
Mindestens 50 % der Dachflächen sind extensiv zu begrünen. Die Aufbaustärke ist in einer 
Höhe von mindestens 8 - 10 cm vorzunehmen, der Abflussbeiwert muss mindestens 0,3 
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betragen. Zäune werden im Rahmen des Bauleitplanverfahrens nicht festgesetzt. Sollten 
Zäune erforderlich sein, werden diese erst im Rahmen der Genehmigungsplanung geplant. 
 
Zu 2b1): 
 
Der Äußerung wird gefolgt. Die private Grünfläche im Süden bleibt unangetastet, zusätzlich 
ist diese, wie unter den textlichen Festsetzungen festgesetzt, dauerhaft zu pflegen und 
während der Baumaßnahmen vor schädigenden Einflüssen zu schützen. Abgängige Bäume 
und Sträucher sind durch Pflanzung einheimischer Arten zu ersetzen. 
 
Zu 2b2): 
 
Der Äußerung wird gefolgt. Die Anlage von Rasenflächen ist nicht vorgesehen. 
 
Zu 2c: 
 
Der Äußerung wird gefolgt. Unter den textlichen Festsetzungen sind jeweils einheimische 
Strauchgehölze bzw. Laubgehölze festgesetzt. 
 
Zu 2d: 
 
Der Äußerung wird gefolgt. Im Bebauungsplan werden innerhalb des Geltungsbereiches  
10 Nistkästen festgesetzt. 
 
Zu 2e: 
 
Der Äußerung wird gefolgt. Im Bebauungsplan wird festgesetzt, dass für Hof- und 
Gebäudebeleuchtung Lampen und Leuchten in insektenschonender Bauweise mit nicht 
anlockendem Lichtspektrum (mind. Natriumdampf-Hockdrucklampen bzw. Natriumdampf-
Niederdrucklampen) zu verwenden sind. 
 
Zu 2f: 
 
Die Vermeidungsmaßnahme wird im Bebauungsplan wegen der Kleinteiligkeit der Fenster 
(1,38 m x 1,15 m) sowie deren ausschließlicher Lage in der Südfassade, nicht festgesetzt.  
 
Zu 2g: 
 
Durch eine nachträgliche Flächenarrondierung im Westen beträgt die 
Flächeninanspruchnahme für die Gewerbebetriebe „Speditionen/Druckereien“ nun ca. 1,93 
ha. Dabei handelt es sich nicht um gänzlich unversiegelte Flächen, da hier bereits jetzt eine 
1.250 m² große Scheune sowie ein kleines Lagergebäude mit etwa 250 m² und deren 
befestigte Vorfläche sowie eine Feuerwehrumfahrung vorhanden sind. 
Da eine Bindung an die BauNVO bei einem vorhabenbezogenen Bebauungsplan gemäß  
§ 12 Abs. 3 S. 2 BauGB nicht besteht, wird eine GRZ von 0,9 festgesetzt. Mit der 
Festsetzung einer GRZ von 0,9 (für Gebäude und versiegelte Fläche) wird erreicht, dass das 
Grundstück im Plangebiet intensiv im Sinne der Nachverdichtung ausgenutzt wird und alle im 
VEP dargestellten Hallen und Anlagen, die LKW Zufahrt, der Wendekreis und der 
Anlieferungshof sowie die befestigte Feuerwehrzufahrt ermöglicht werden können. 
Damit liegt die GRZ immer noch unter der festgesetzten GRZ des derzeit rechtskräftigen 
Bebauungsplanes Nr. 80/I „Wiesenstraße“, in dem gemäß BauNVO 1977 eine Versiegelung 
der Fläche über die Gebäude (sogenannte GRZ 1) hinaus bis zu 100 % (durch sogenannte 
GRZ 2) möglich war. Gegenüber der rechtskräftigen Planung wird dementsprechend eine für 
die Natur verträglichere Planung angestrebt. Eine Erforderlichkeit zum externen Ausgleich 
besteht somit nicht. 
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Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
 
Der Äußerung 1 wird teilweise gefolgt, indem sich die mögliche Bebauung innerhalb des 
derzeit rechtskräftigen Bebauungsplanes zu dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan 
reduziert. Eine genaue Beurteilung ist dem Abwägungsvorschlag zu entnehmen. Der 
Äußerung, die Fläche nicht gewerblich zu nutzen, sondern diese ökologisch aufzuwerten, 
wird nicht gefolgt.  
 
Die Äußerung 2a wird zur Kenntnis genommen oder ihr wird nicht gefolgt. Nicht gefolgt wird 
dem Wunsch nach Festsetzung von Baustoffen.  
 
Der Äußerung 2b wird teilweise gefolgt. Eine Begrünung der Zäune wird nicht festgesetzt. 
Ein Hinweis zur Fassadenbegrünung wurde in die textlichen Festsetzungen aufgenommen.  
 
Der Äußerung 2b1 wird gefolgt.  
 
Der Äußerung 2b2 wird gefolgt.  
 
Der Äußerung 2c wird gefolgt  
 
Der Äußerung 2d wird gefolgt, indem 10 Nistkästen für den Feldsperling festgesetzt werden.  
 
Der Äußerung 2e wird gefolgt.  
 
Die Äußerung 2f wird zur Kenntnis genommen. 
 
Der Äußerung 2g wird nicht gefolgt.  
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I/B 14:Wasserstraßen- und Schifffahrtsverwaltung des Bundes vom 12.09.2018 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Hinweis: Eine Umweltprüfung wird nicht durchgeführt, da es sich um ein Verfahren gemäß 
§13 BauGB handelt. 
 
Eine Lärmbelastung, die das Arbeiten im Geltungsbereich erschwert, ist aufgrund des 
Abstandes zum Rhein von ca. 400 m auszuschließen. 
 
Aus strom- und schifffahrtspolizeilicher Hinsicht bestehen keine Bedenken. 
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
 
Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen. 
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I/B 15: Bezirksregierung Düsseldorf, Fachbereich Recht du Ordnung (Kampfmittel) 
vom 27.08.2018 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Es liegen keine Bedenken vor. Zu Kampfmitteln erfolgt zudem der Hinweis im 
Bebauungsplan, dass beim Fund von Kampfmitteln oder sobald im Boden auf Widerstand 
gestoßen wird, die Bauarbeiten sofort einzustellen sind und der Fachbereich Recht und 
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Ordnung der Stadt Leverkusen bzw. außerhalb der Bürozeiten die Feuerwehr oder eine 
Polizeidienststelle unverzüglich zu verständigen ist. 
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
 
Es wird ein entsprechender Hinweis in den Bebauungsplan aufgenommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



56 
 

I/B 16: Amprion GmbH vom 03.08.2018 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Es liegt keine Betroffenheit vor. 
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
 
Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen.  
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I/B 17: Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der 
Bundeswehr vom 30.07.2018 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Es liegt keine Betroffenheit vor. 
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
 
Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen.  
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I/B 18: Ericsson GmbH vom 31.01.2018 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Es liegen keine Einwände vor. 
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
 
Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen.  
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I/B 19: Nord- West Oelleitung GmbH vom 30.07.2018 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Es liegen keine Einwände vor. 
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
 
Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen.  
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I/B 20: PLEdoc GmbH vom 31.07.2018 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Es liegen keine Einwände vor. 
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
 
Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen.  
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I/B 21: Polizei Nordrhein- Westfalen vom 31.07.2018 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Es liegen keine Einwände vor. 
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
 
Die Empfehlungen werden zur Kenntnis genommen.  
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I/B 22: Thyssengas GmbH vom 02.08.2018 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Es liegen keine Einwände vor. 
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
 
Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen.  
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I/B 23: Unitymedia NRW GmbH vom 03.08.2018 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Es liegen keine Einwände vor. 
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
 
Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen.  
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I/B 24: Fachbereich 32- Boden/Natur/Umweltvorsorge, Umweltplanung, vom 16.08.2018, 
28.09.2018 und 10.10.2018 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Zu Natur und Landschafts-/Artenschutz 
 
Die Vorschriften für besonders und streng geschützte Tier- und Pflanzenarten sind 
berücksichtigt worden. 
Eine Artenschutzrechtliche Prüfung Stufe I wurde durch einen Fachgutachter durchgeführt. 
Unter Berücksichtigung der darin genannten Vermeidungsmaßnahmen kann das Eintreten 
von Verbotstatbeständen i. S. des § 44 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) im Vorfeld 
ausgeschlossen werden. 
In der textlichen Festsetzungsziffer 8.1 des Bebauungsplanes wird als 
Vermeidungsmaßnahme festgesetzt, dass innerhalb des Geltungsbereiches 10 Nistkästen 
anzubringen sind. Die Vermeidungsmaßnahme wird somit Inhalt der Baugenehmigung.  
 
Zu Klima/Luft 
 
Die Aussage, dass es sich beim Plangebiet derweil noch um weitgehend unversiegelte Fläche 
handelt, wird, mit Ausnahme einer 1.250 m² großen Scheune und eines kleinen 
Lagergebäudes mit etwa 250 m² und deren befestigte Vorfläche sowie eine 
Feuerwehrumfahrung, geteilt. Die vorliegende Planung folgt dem Grundsatz der 
Nachverdichtung des beplanten Innenbereiches und knüpft an die Bodenschutzklausel des § 
1a Abs. 2 S. 1 BauGB an, womit aufgrund der Flächeneinsparung eindeutig der Vorzug 
gegenüber einer Planung auf der „grünen Wiese“ zu geben ist. Die Bodenversiegelung wird 
auf das notwendige Maß begrenzt.  
Die Entfernung der südlichen Außenkante des neu zu errichtenden Baukörpers zum Rheinufer 
wird ca. 350 m betragen und ist damit die in der näheren Umgebung vergleichsweise größte 
Freifläche. Aus vorgenanntem Grund werden die Bedenken, dass ein Freilandklima durch ein 
Gewerbeklima ersetzt wird, nicht geteilt zumal der derzeit rechtkräftige Bebauungsplan 
Hochbauten auf 80 % des Grundstücks zulässt und somit einschließlich Verkehrsflächen eine 
Versiegelung von 100 % der Fläche festsetzt (s. BauNVO 1977). Darüber hinaus greift der 
Bebauungsplan die Gebäudehöhe der Bestandshalle auf. Durch die Erweiterung des 
Bestandsgebäudes wirkt sich die Planung nur unerheblich auf die Klimasituation aus. 
Siehe hierzu auch Stellungnahme I/B 13 des NABU Barriere und Luftaustausch inkl. 
Abbildung sowie die fachgutachterliche Stellungnahme des Büros für Freiraumplanung 
(Anlage 10 zum Bebauungsplanverfahren). 
 
Der Aussage, es handele sich um ein Klimaentlastungsgebiet, wird nicht gefolgt. Die vom 
Einwender selbst angesprochene, nicht unerhebliche Belastung durch die Rheinschifffahrt 
wird durch die Emissionen der östlich angrenzenden BAB A 59 noch verstärkt. 
 
Durch das Bauvorhaben erfolgt zudem keine Einengung der Luftleitbahn „Rhein und Rhein-
aue“ – sowohl östlich als auch westlich reichen Wohn- und Gewerbebebauungen deutlich 
näher an diesen klimatologisch überregional bedeutenden Korridor (siehe nachfolgende Ab-
bildung - im Westen z. B. Gewerbe Rheinuferstraße und Wohnbebauung Hitdorf/im Osten 
Wohnbebauung Rheindorf, BAB 59 und Halde an BAB 59) heran. Im Westen im Bereich der 
Bestandsscheune tritt die Baugrenze auf einer Breite von 50 m etwa 14 m hinter die im Be-
bauungsplan Nr. 80/I festgesetzte zurück, im mittleren Bereich überschreitet die neu festzu-
setzende Baugrenze die Bestehende um 16,50 m auf einer Länge von 74 m und im Osten 
kommt es im Vergleich zur derzeit rechtsgültigen Baugrenze um eine Veränderung von 10 m. 
Insgesamt wird das Baufenster im Süden lediglich um 1.100 m² erweitert. 
 
Wenn Kaltluftentstehungsgebiete im Einzugsbereich von Tälern und Hangeinschnitten liegen, 
die zu einer Siedlung führen, sind damit die natürlichen Bahnen der Zufuhr frischer Kaltluft 
vorgegeben, da die kühlere Luft stets zu den tieferen Stellen des Geländes fließt. Die Intensität 
hängt von der Größe des Einzugsgebietes, der Hangneigung, der Weite der Täler und der 
Hindernisfreiheit ab. Saubere Frischluft kann durch lokale Luftströme aber nur dann 
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herangeführt werden, wenn die Natur in der Umgebung und in den größeren Parkanlagen der 
Städte noch intakt und durch Schadstoffe nicht übermäßig vorbelastet ist. Die hier nicht 
unerhebliche Belastung durch die Rheinschifffahrt wird durch die Emissionen der östlich an-
grenzenden BAB A 59 noch verstärkt, sodass ein qualitativer Luftaustausch ohnehin nicht 
stattfindet. 
 
Zudem dienen die festgesetzten grünordnerischen Maßnahmen der visuellen, lokalklimati-
schen und luftqualitätsbezogenen Aufwertung und Gliederung des Areals.  
(Siehe hierzu auch Büro für Freiraumplanung (09/2018): fachgutachterliche Stellungnahme zu 
Klimabelangen, Büro für Freiraumplanung (09/2018)). 
 
Der Ansicht, das Areal werde durch die Planumsetzung zum „Klima-Belastungsgebiet“ mit 
hohem sommerlichem Aufheizungspotential, wird nicht gefolgt. Durch die Anlage von 
Einzelbäumen sowie Vertikalgrün und den Erhalt der privaten Grünflächen werden vor Ort 
Gegenmaßnahmen ergriffen. Im Übrigen ist auf den Dachflächen eine Photovoltaikanlage 
zugelassen.  
 
Die Bedenken, durch die Planumsetzung würde die Fläche zu einem Emittenten von 
Luftschadstoffen verwandelt, werden nicht geteilt. Die geplante Erweiterung der 
Bestandshalle erzeugt keinerlei Mehrverkehre. Durch die Neuansiedlung der Druckerei 
erhöht sich das Aufkommen der Neuverkehre lediglich um Mitarbeiterfahrten, die aufgrund 
des Schichtbetriebs über den ganzen Tag verteilt sind, sodass im Durchschnitt mit etwa 4,5 
Kfz/Stunde Individualverkehr zu rechnen ist. 
In den textlichen Festsetzungen zum Bebauungsplan sind sowohl Zulässigkeiten zu Anlagen 
zur Nutzung der solaren Strahlungsenergie sowie die Begrünung sämtlicher unversiegelter 
Grundstücksflächen und zusätzlich Einzelbaummaßnahmen festgesetzt. 
Die bestehenden Gewerbehallen sind nicht Bestandteil dieses Bebauungsplanverfahrens, 
sodass Einwendungen hierzu nicht berücksichtigt werden können.  
Entlang des Plangebiets und der südlichen Bebauungsplangrenze bleibt die 0,28 ha große 
private Grünfläche nach § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB festgesetzt. Diese ist von baulichen 
Maßnahmen auch weiterhin ausgeschlossen. 
 
Vorbeugender Immissionsschutz 
 
Eine schalltechnische Untersuchung wurde erarbeitet und die Ergebnisse sind in die textliche 
Festsetzung eingeflossen.  
Gemäß der textlichen Festsetzungsziffer 1.1 sind keine Wohnungen zugelassen, sondern 
nur eine Druckerei und eine Spedition im Bereich für Gewerbebetriebe.  
 
Zu Boden/ Altlasten 
 
Eine Auskunft aus dem Bodenschutz- und Altlastenkataster wurde eingeholt. Gemäß der 
Auskunft für das Grundstück Hitdorfer Straße 55 wird der Flächenstatus mit „Verdacht 
generell ausgeräumt“ geführt und es liegen keine tatsächlichen Belastungen des Bodens vor, 
sodass von einer Kennzeichnung der Fläche abgesehen werden kann. 
 
Zu Wasser 
 
Zu 1.) 
Eine wasserrechtliche Genehmigung wird im Zuge der weiterführenden Planung bei der 
Unteren Wasserbehörde beantragt. 
 
Die Löschwasserversorgung erfolgt über das bestehende öffentliche Netz sowie über den 
Sprinkler- und Löschwasservorratstank im Bebauungsplan Nr. 80/I mit 1.150 m³ 
Speichervolumen auf dem gemeinsamen Grundstück mit TMD. Sofern aus 
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brandschutztechnischen Gründen in Folge der Erweiterung erforderlich, wird der bestehende 
Sprinklertank im Bebauungsplan ergänzt. 
 
Unter Ziff. 4 wurde die textliche Festsetzung zur Unzulässigkeit von wassergefährlichen 
Anlagen/Großanlagen übernommen. 
 
Zu 2.) 
Der Hinweis zum Hochwasserrisikogebiet ist sinngemäß in die Planzeichnung unter Punkt 6 
aufgenommen worden. 
 
Zu 3.) 
Im Rahmen des Verfahrens haben geforderte Abstimmungen stattgefunden. Diese werden in 
Kap. 4.5.5 der Planbegründung umfangreich beschrieben. 
 
Der Hinweis III.5 beschreibt die abwassertechnische Erschließung. 
 
Ein Gutachten zur Versickerungsfähigkeit von Niederschlagswasser liegt vor.  
Das unbelastete Niederschlagswasser der Dachflächen wird über Rohrrigolen auf dem 
Grundstück versickert und dem Grundwasserleiter so wieder zugeführt.  
Das Niederschlagswasser der Verkehrsfläche wird gedrosselt über den bestehenden 
Anschluss an die öffentliche Mischwasserkanalisation in der Unterstraße abgeleitet. Die 
zusätzliche Abgabemenge an die öffentliche Kanalisation für den Geltungsbereich dieses 
vorhabenbezogenen Bebauungsplanes sowie für das übrige Flurstück 210, Flur 14, 
Gemarkung Rheindorf, in der Größenordnung der maximal versiegelbaren Fläche gemäß 
Bebauungsplan Nr. 80/I wird entsprechend den Vorgaben der Technischen Betriebe der Stadt 
LEV auf 350l/s begrenzt. Eine darüber hinaus notwendige Pufferung erfolgt über unterirdische 
Retentionsräume. 
 
Zu Abfall 
 
Die Größe der Aufstellflächen für Abfallsammelbehälter ist nicht Teil eines 
Bauleitplanverfahrens. Die Anregung wird im Rahmen der Genehmigungsplanung beachtet. 
 
Die fachgutachterliche Beprobung, Untersuchung sowie abfallrechtliche Einstufung wird im 
Rahmen der Ausführungsplanung erfolgen. 
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
 
Den Äußerungen zu Natur und Landschafts-/Artenschutz, Vorbeugender Immissionsschutz, 
Wasser werden gefolgt. 
 
Zur Berücksichtigung der wasserrechtlichen Belange des Vorhabens „Gewerbebetriebe: 
Druckerei und Spedition“ ist durch den Vorhabenträger eine wasserrechtliche Genehmigung“ 
bei der Untere Wasserbehörde der Stadt Leverkusen (UWB) einzuholen. Hierzu sind die 
Planunterlagen für das Wasserrechtsverfahren zum Bau und Betrieb der Anlagen (Spedition 
und Druckerei) der Unteren Wasserbehörde zur Genehmigung vorzulegen. 
 
Den Äußerungen zu Klima/Luft wird teilweise gefolgt. Zulässigkeiten zu Anlagen zur Nutzung 
der solaren Strahlungsenergie sowie die Begrünung sämtlicher unversiegelter 
Grundstücksflächen und zusätzlich Einzelbaummaßnahmen werden festgesetzt. Die private 
Grünfläche nach § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB bleibt festgesetzt. Diese ist von baulichen 
Maßnahmen auch weiterhin ausgeschlossen. 
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I/C  Äußerungen der Fachbereiche und städtischen Betriebe 

I/C 01: Technische Betriebe der Stadt Leverkusen AöR Abt. 692 – Stadtentwässerung vom 
29.08.2018 
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I/B 1.1: Ergänzung der Äußerung vom 29.08.2018 durch Herrn Klein mit Datum vom 
15.10.2018 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Die Stellungnahme der Technischen Betriebe der Stadt LEV (TBL) weist darauf hin, dass das 
Grundstück für die geplante Erweiterung nicht erschlossen ist. 
Die zur Abwägung durch den Vorhabenträger notwendige abwassertechnische Planung ist vor 
Satzungsbeschluss zu erläutern und mit den TBL und der Unteren Wasserbehörde abzustimmen. 
Die Planungen und Nachweise werden Bestandteil des zu schließenden Durchführungsvertrages.  
Die dringend erforderliche wasserrechtliche Genehmigung ist vor Satzungsbeschluss vorzulegen. 
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
 
Der Stellungnahme wird vollumfänglich gefolgt. 
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I/C 02: Fachbereich 66- Tiefbau, vom 02.08.2018 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Eine verkehrsgutachterliche Stellungnahme wurde vom Planungsbüro VIA EG erstellt und 
kommt zu dem Ergebnis, dass die Auswirkungen des Vorhabens auf die Verkehrssituation in 
Hitdorf sehr überschaubar sind. Verkehrsprobleme, die durch das neue Unternehmen 
ausgelöst werden könnten, sind nicht zu erwarten. 
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
 
Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen. 
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I/C 03: Fachbereich 20- Finanzen/ Liegenschaften, vom 08.08.2018 
 

 
 
 
 
 



102 
 

Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Es liegt keine Betroffenheit vor. 
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
 
Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen. 
 
 


